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Der Vertrag von Lissabon führt – ebenso wie auch schon die Verfassung für Europa – einen 
Kompetenztatbestand für energiepolitische Maßnahmen in das gemeinschaftliche 
Primärrecht ein. Es überrascht, dass weder die Gegner noch die Befürworter des 
Reformwerks sich dieses Umstands in besonderer Weise angenommen und ihn für ihre 
Argumentation genützt haben. So eignen sich doch Themen wie Energieknappheit, -ausfälle 
und die gestiegenen Energiepreise ausgezeichnet für nationalstaatliche Stimmungsmache. 
Der neue Energieartikel verfolgt, wie bisher auch schon die Europäische Gemeinschaft, drei 
energiepolitische Ziele: Nachhaltigkeit, Wettbewerbsfähigkeit und Versorgungssicherheit. Zur 
Klärung der Frage inwieweit dieser Energieartikel die Energiepolitik der EG verändern kann, 
wird aufbauend auf einem kurzen Abriss des Status quo des gemeinschaftlichen 
Energierechts, die neu eingeführten Energiekompetenz der Union einer kritischen 
Betrachtung unterzogen. 
Inhaltlich ist der Energieartikel des Vertrags von Lissabon seinem Vorgänger sehr ähnlich. 
Doch findet sich in der neuen Fassung der von Polen initiierte Einschub, wonach die 
gemeinschaftliche Energiepolitik „im Geiste der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten“ zu 
verfolgen ist. Dieses Solidaritätsprinzip, das sich wie ein roter Faden durch das gesamte 
neue Vertragswerk zieht, kann – besonders im Energiebereich – eine enorme Wirkungskraft 
entfalten, wenn seine Inkorporation nicht zu einer rein politischen Aussage wird. 
 
Deskriptoren: Energierecht, Gemeinschaftliche Energiepolitik, Energiesolidarität, Vertrag 
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Sobald von Energie, Liberalisierung und dem europäischen Energiebinnenmarkt die Rede 
ist, kommen Emotionen und nationale Interessen ins Spiel. Aufgrund der zentralen Rolle die 
Energie im Leben jedes Unionsbürgers einnimmt, eignet sich Energiepolitik hervorragend 
dazu nationale Politiken zu profilieren. Das Thema ist aufgrund der Berichterstattungen über 
spektakuläre Energieausfälle und -knappheit1 sowie horrende Energiepreise zu einem 
Angstthema der Regierungen der europäischen Staaten geworden. In zunehmendem Maße 
entwickelt sich daraus auch ein soziales Problem. 
Es verwundert deshalb umso mehr, dass bisher keine ausführliche öffentliche Diskussion 
über die Einführung eines Energieartikels in den Vertrag von Lissabon (VvL)2 stattgefunden 
hat. Auch bei der Diskussion um den Vertrag über eine Verfassung für Europa (VVE) wurde 
darauf kein besonderes Augenmerk gelegt. Es darf bezweifelt werden, dass die beiden 
Lager der Gegner und Befürworter des Reformwerks sich dieses Details bewusst waren und 
sind. Aber selbst wenn doch, was bedeutet die Schaffung einer expliziten Energiekompetenz 
im gemeinschaftlichen Primärrecht? Kann es sein, dass dieser „Energieartikel“ am Ende gar 
nicht erwähnenswert ist? 
So wurden bisher energiepolitische Herausforderungen von der Europäischen Union wenig 
umfassend behandelt bzw wurde die vielschichtige Materie der Energiekompetenzen 
aufgrund ihrer strategischen Bedeutung von den Mitgliedstaaten nur widerwillig und partiell 
an die Union abgetreten. Es verwundert deshalb nicht, dass sich im derzeit geltenden 
europäischen Sekundärrecht nur punktuell energierechtliche Regelungen finden und das 
Primärrecht Energie nur am Rande erwähnt. In bedeutendem Maße findet die Setzung 
energierechtlicher Standards und Regelungen allerdings dennoch auf europäischer Ebene 
statt – in (teilweise informellen) Gruppen3 oder Organisationen außerhalb des 
gemeinschaftlichen institutionellen Rahmens4. In großem Stil werden energierechtliche 
Regelungen auch in „soft law“-Form gegossen, die in der Regel allein von Kommission und 
Rat beschlossen werden und somit das Parlament umgehen.5 
Schon mit Inkrafttreten des VVE6 hätte der EU eine Energiekompetenz verliehen werden 
sollen. Auch der Vertrag von Lissabon7, der sich nach Unterzeichnung derzeit in den 
einzelnen Mitgliedsstaaten im Ratifikationsprozess befindet, hat den Energieartikel 
                                                
1  Der letzte großflächige Stromausfall fand am 4. November 2006 statt. Einige Millionen Menschen in 
Frankreich, Deutschland, Belgien, den Niederlanden, Italien und Spanien mussten ohne Strom auskommen. 
Die Konflikte der Ukraine und Weißrusslands mit Russland bzw Gazprom sind in den Medien zwar wesentlich 
präsenter, hatten aber bisher noch keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Energieverbraucher in der EU. 
2  ABl C306 v 17. Dezember 2007, 1. 
3  Vgl die „Florenz-Foren“ für Elektrizität (http://ec.europa.eu/energy/electricity/florence/index_en.htm) und die 
„Madrid-Foren“ für Gas (http://ec.europa.eu/energy/gas/madrid/index_en.htm) sowie die Gruppe der 
europäischen Regulierungsbehörden (ERGEG) (Beschluss der Kommission vom 11. November 2003 zur 
Einsetzung der Gruppe der europäischen Regulierungsbehörden für Elektrizität und Erdgas (2003/796/EG), 
ABl L296 v 14. November 2003, 34) und die Koordinierungsgruppe Erdgas (Beschluss der Kommission vom 
7. November 2006 über die Zusammensetzung der Koordinierungsgruppe Erdgas (2006/791/EG), ABl L319 v 
18. November 2006, 50). 
4  Vgl Council of European Energy Regulators (CEER), European Transmission System Operators (ETSO), 
Union for the Co-ordination of Transmission of Electricity (UCTE), Gas Infrastructure Europe (GIE) und 
andere. 
5  Vgl zum Thema “soft law” insb Senden, Soft law in European Community law, Portland 2004, (109). 
6  ABl C310 v 16. Dezember 2004, 1. 
7  Rat der Europäischen Union, Konsolidierte Fassungen des Vertrags über die Europäische Union und des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 6655/08 v 15. April 2008. Die Artikelnummerierung in 
Bezug auf den VvL wird sich in Folge an dieser Fassung orientieren. 
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übernommen. Im Folgenden wird zu klären sein, welche Auswirkungen die Festschreibung 
einer europäischen Energiekompetenz für die europäische Energiepolitik haben kann. Um 
Veränderungen herausarbeiten zu können, muss jedoch als erster Schritt die derzeitige 
Rechtslage kurz dargestellt werden. Eine nähere Betrachtung der neuen Reglung und der 
mit ihr verbundenen Normen soll zeigen, welche Veränderungen aufgrund der geänderten 
Rechtslage erwartet werden können. 
 
II. Energie als Sonderfall des Europäischen Binnenmarktes8 
Um das europäische Energierecht betrachten und beurteilen zu können, ist zu Beginn sein 
Gegenstand – die Energie – notwendigerweise zu definieren. Der auf den ersten Blick klar 
und eindeutig anmutende Begriff umfasst eine Fülle sehr heterogener Komponenten. 
Physikalisch ist Energie Arbeitsvermögen, dem man im Alltag in Form von Wärme, 
Elektrizität aber auch als Kalorienangabe auf Lebensmitteln begegnet. 
Energiepolitik und in weiterer Folge auch Energierecht beschäftigen sich hingegen mit 
Primärenergieträgern (Kohle, Erdöl, Erdgas, Kernenergie), erneuerbarer Energie und 
Sekundärenergie (Elektrizität, Gas, Kraftstoffe). Insgesamt bilden feste Brennstoffe 
(insbesondere Kohle), Erdöl, Erdgas, Elektrizität, erneuerbare Energiequellen und 
Kernenergie das Portfolio, mit dem die europäische Energiepolitik arbeitet. Aufgrund der 
enormen Unterschiede zwischen den einzelnen Energieformen unterscheiden sich auch die 
jeweiligen Märkte in ihrer Struktur und Entwicklung sehr stark. Besondere Beachtung haben 
in diesem Zusammenhang die Energieträger Gas und Elektrizität erfahren, deren 
Liberalisierung durch ihre Leitungsgebundenheit erschwert wurde.9 Mit all ihren 
Besonderheiten unterfallen grundsätzlich aber auch sie den Regelungen des Gemeinsamen 
Marktes10, der auch für Primär- und Sekundärenergie einen freien und fairen Wettbewerb 
fordert. 
Auf europäischer sowie nationaler Ebene wird Energie als einer der wichtigsten Faktoren 
einer florierenden Volkswirtschaft betrachtet. Ohne Energie steht eine Volkswirtschaft still. 
Ohne ausreichende Energie in geeigneter Qualität und zu angemessenen Bedingungen ist 
auch die Erreichung der Ziele der Lissabon-Strategie gefährdet. Eine Entwicklungschance 
haben nur jene Ökonomien, die sich selber versorgen oder ihren Bedarf anderweitig decken 
können; zweites zu kontinuierlich steigenden Preisen11. Auf diese Weise entwickelt sich aus 
einer europäischen Energiepolitik in vielen Fällen eine europäische Energieaußenpolitik, die 
darum bemüht ist, mit einheitlicher Stimme und einheitlichen Standpunkten 27 immer 
energiehungrigere Staaten zu vertreten, die über ihre eigenständigen nationalen 
Energieaußenbeziehungen verfügen. 
                                                
8  Die Begriffe „Binnenmarkt“ und „Gemeinsamer Markt“ werden in diesem Beitrag synonym verwendet, da nach 
dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon keine primärrechtliche Unterscheidung mehr bestehen wird. Der 
Ausdruck „Gemeinsamer Markt“ wird im gesamten EGV durch den Begriff „Binnenmarkt“ ersetzt (Artikel 2 
Abschnitt A Ziffer 2 lit g des Vertrags von Lissabon, ABl C306 v 17 Dezember 2007, 1 (42)). Mögliche 
Unklarheiten, die durch die Verwendung unterschiedlicher Begriffe (vgl bspw Kahl, Art. 14 EGV, Rn 5ff in 
Calliess/Ruffert, EUV EGV Kommentar³, München 2007, 500ff) bisher bestanden haben mögen, werden 
dadurch ausgeräumt. 
9  So förderte die Leitungsgebundenheit bei Elektrizität und Gas in den Mitgliedstaaten die Verleihung von 
Ausschließlichkeitsrechten an öffentliche oder private Unternehmen. 
10  Siehe dazu Abschnitt III. 
11  So betrug der Preis für ein Fass Rohöl des OPEC-Korbs, der sich aus 13 verschiedenen Rohölsorten 
zusammensetzt, am 8. Mai 2008 USD 116,93 (EUR 75,62) (http://www.opec.org/home/basket.aspx). 
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Doch auch die „negativen“ Seiten der Energie, insbesondere die unerwünschten Folgen der 
Treibhausgasemissionen12 und der Kernenergie13, dürfen auf europäischer Ebene nicht 
außer Acht gelassen werden. Klima- und Umweltschutz sind ein nicht zu unterschätzender 
Faktor, der ebenfalls auf die europäische Energiepolitik einwirkt.  
Wettbewerbsfähigkeit, Versorgungssicherheit14 und Nachhaltigkeit – diese drei Aspekte sind 
derzeit die bestimmenden Kräfte in der europäischen Energiepolitik.15 Es zeigt sich, dass 
Energiepolitik im Kern zwar auf sektoralen Wirtschaftsstrukturpolitiken (für Stahl und 
Kernenergie) aufbaut, aufgrund ihrer vielfältigen Verflechtungen jedoch mittlerweile viele 
gemeinschaftliche Politikbereiche beeinflusst und deren Ziele wiederum selbst bei ihren 
Maßnahmen berücksichtigt muss. 
 
III. Status quo der europäischen Energiekompetenzen 
Trotz seiner enormen Bedeutung für die Verfolgung und Erreichung der von der Union 
gesetzten Ziele16 wird der Bereich Energie im gemeinschaftlichen allgemeinen Primärrecht 
stiefmütterlich behandelt.17 Der Begriff „allgemeines Primärrecht“ bezieht sich in diesem 
Zusammenhang auf das gesamte Primärrecht mit Ausnahme des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft (EAGV)18 sowie des Vertrags über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKSV)19, da diese leges speciales20 im 
Energiebereich darstellen.21 Beide sind sektorale Verträge, die ihr eigenes 
Energierechtssystem schaffen. Erster beschäftigt sich ausschließlich mit Kernenergie und 
der EGKSV, der im Juli 2002 nach 50-jähriger Geltungsdauer außer Kraft getreten ist, 
befasste sich – neben Stahl – mit dem Energieträger Kohle.22  
Das „allgemeine Primärrecht“ umfasst somit die Verträge zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft (EGV) sowie der Europäischen Union (EUV), die Verträge zur Änderung der 
                                                
12  Dem Sektor Energie waren 2005 unmittelbar 28,9% der Treibhausgasemissionen der Europäischen Union 
zurechenbar (http://ec.europa.eu/dgs/energy_transport/figures/pocketbook/doc/2007/2007_environment_en. 
pdf; Kapitel 4.1.3). Der Wert von 80%, der von der Europäischen Kommission (Eine Energiepolitik für Europa, 
KOM(2007) 1 endg v 10. Jänner 2007, 3) genannt wird, ist nicht nachzuvollziehen. 
13  Im Jahr 2005 betrug der Anteil der Nuklearenergie am Bruttobinnenverbrauch der damals 25 EU-
Mitgliedsstaaten 14,3%. Nimmt man die neuen Mitglieder Bulgarien und Rumänien, die beide über 
Kernreaktoren verfügen, in diese Berechnung auf, sinkt der Wert zwar auf 14,2%, entspricht damit aber immer 
noch ungefähr einem Siebentel des gesamten Energieverbrauchs der derzeit 27 EU-Mitglieder 
(http://ec.europa.eu/dgs/energy_transport/figures/pocketbook/doc/2007/2007_energy_en.pdf; Kapitel 2.2.2). 
14  Es sei darauf hingewiesen, dass die EG schon mehrmals vor Versorgungsschwierigkeiten in Bezug auf Erdöl 
stand. Während der Ölkrisen in den 1970er Jahren wurden Maßnahmen in diesem Bereich getroffen, wie 
bspw die RL 73/238/EWG des Rates vom 24. Juli 1973 über Maßnahmen zur Abschwächung der 
Auswirkungen von Schwierigkeiten in der Versorgung mit Erdöl und Erdölerzeugnissen (ABl L228 v 16. 
August 1973, 1). 
15  Europäische Kommission, Eine Energiepolitik für Europa, KOM(2007) 1 endg v 10. Jänner 2007. 
16  Vgl insb Art 2 Spiegelstrich 1 EUV (Die Union setzt sich folgende Ziele: – die Förderung des wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritts und eines hohen Beschäftigungsniveaus sowie die Herbeiführung einer 
ausgewogenen und nachhaltigen Entwicklung, […]). 
17  Nicht zu Unrecht bezeichnet Grunwald (Das Energierecht der Europäischen Gemeinschaften, Berlin 2003, 52) 
das europäische Energierecht als „Annexmaterie“. 
18  Zuletzt geändert durch den Vertrag von Nizza in ABl C80 v 10. März 2001, 1. 
19  Unterzeichnet am 18. April 1951 und in Kraft getreten am 24. Juli 1952. Nicht im Amtsblatt veröffentlicht. 
20  Vgl dazu die Bestimmung des Artikels 305 EGV. 
21  Vgl dazu Grunwald, Energierecht, 12ff.  
22  Aufgrund ihrer Sonderstellung, wird für die Zwecke dieser Arbeit auf die Regelungen des EAGV und des 
EGKSV nicht eingegangen. Das Verhältnis zwischen EAGV und VvL nach seinem Inkrafttreten wird in 
Abschnitt IV.F behandelt. 
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Gründungsverträge sowie Beitritts- und Zusatzverträge. Der EGV präsentiert sich in seiner 
heutigen Form als Rahmenvertrag, der nur am Rande Regelungen für einzelne Sektoren 
(Landwirtschaft, Verkehr, Industrie, etc.) trifft, ansonsten jedoch „Spielregeln“ für den 
Gemeinsamen Markt festlegt. Dieser umfasst auch einen Binnenmarkt für Energie, auf 
dessen Besonderheiten im Primärrecht aber bis jetzt noch keine Rücksicht genommen 
wurde.  
Erstmalig wurde der Begriff „Energie“ durch den Vertrag von Maastricht23 in das allgemeine 
gemeinschaftliche Primärrecht eingeführt. Dies erfolgte durch die Aufnahme der 
„Maßnahmen in den Bereichen Energie, Katastrophenschutz und Fremdenverkehr“24 in das 
Tätigkeitsfeld der Europäischen Gemeinschaft (EG)25, die explizite Erwähnung des Aus- und 
Aufbaus transeuropäischer Netze im Bereich der „Energieinfrastruktur“26 sowie der Wahrung 
der mitgliedstaatlichen Souveränität bei der Gestaltung der nationalen Energieversorgung in 
Verbindung mit gemeinschaftlichen umweltpolitischen Maßnahmen27. Der Vorschlag der 
Kommission ging schon damals weiter und sah einen eigenen Titel „Gemeinsame 
Energiepolitik“ vor28, der jedoch nicht verwirklicht wurde. In der Erklärung zu Artikel 
3 lit u EGV gewährten sich die Mitgliedstaaten eine Bedenkfrist bis zur Konferenz über eine 
Vertragsrevision im Jahr 1996 wo die Kommission ihre Vorschläge für eine 
Energiekompetenz präsentieren sollte.29 Palinkas deutete diese Zaghaftigkeit als Zeichen 
dafür, dass die Mitgliedstaaten noch nicht bereit waren ihre Kompetenz in diesem sehr 
umfangreichen und vielschichtigen Bereich an die Gemeinschaft abzutreten.30 
Die Errichtung eines Energiebinnenmarktes setzt jedoch ein Handeln auf 
Gemeinschaftsebene voraus, was dazu geführt hat, dass in der Folge insbesondere 
binnenmarktrelevante Maßnahmen von der Gemeinschaft geregelt wurden. Rechtsetzung in 
Erfüllung der Aufgabe des Artikels 3 lit u EGV ist jedoch nicht unproblematisch, weil er selbst 
keine gemeinschaftliche Energiekompetenz begründet.31 Zusammenfassend ist Energie eine 
mitgliedstaatliche Kompetenz32, die jedoch von der Gemeinschaft unter Zuhilfenahme von 
alternativen Rechtsetzungsgrundlagen punktuell wahrgenommen wird. 
Der Stand des Vertrags von Maastricht entspricht dem Status quo, da die nachfolgenden 
Vertragsrevisionen33 in Bezug auf die energierechtlichen Kompetenzen der EG – bis auf die 
geänderte Nummerierung – keine Veränderungen brachten. Diese Statik betrifft jedoch nur 
das Primärrecht. 
                                                
23  ABl C191 v 29. Juli 1992, 1. 
24  Es bleibt unklar, weshalb gerade diese drei Betätigungsfelder systematisch zusammengefasst wurden. 
25  Artikel 3 lit u (ex lit t) EGV. 
26  Artikel 154 (ex-Artikel 129b) Abs 1 EGV sowie in Verbindung dazu Artikel 3 lit o (ex lit n) EGV. 
27  Artikel Artikel 175 (ex-Artikel 130s) Abs 2 lit c (ex 3. Spiegelstrich) EGV. 
28  Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Regierungskonferenz zur Wirtschafts- und Währungsunion 
und zur Politischen Union: Beiträge der Kommission, Beilage 2/91 zum Bulletin der Europäischen 
Gemeinschaften, 151f. Siehe den Text des Entwurfs unter Abschnitt IV.A. 
29  Vgl die Erklärung zu den Bereichen Katastrophenschutz, Energie und Fremdenverkehr des Vertrags von 
Maastricht, ABl C191 v 29. Juli 1992, 97. Haghighi, Energy Security – The external legal relations of the 
European Union with major oil and gas supplying countries, Portland 2007, 76f. 
30  Palinkas, Die Europäische Energie-Charta und die Revision der EG-Verträge im Energiebereich, Saarbrücken 
1992, 8. 
31  Ruffert, Art. 3 EGV, Rn 2 in Calliess/Ruffert (Hg), EUV EGV³, 342. 
32  Jasper, Der Verfassungsentwurf des europäischen Konvents und mögliche Konsequenzen für das Energie- 
und Atomrecht, ZNER 2003, 210 (211); Heller, Der Europäische Konvent – erste Ergebnisse, atw 2003, 270. 
33  Vertrag von Amsterdam (ABl C340 v 10. November 1997) und Vertrag von Nizza (ABl C80 v 10. März 2001). 
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Mithilfe sekundärrechtlicher Rechtsakte wurde in den letzten Jahren vor allem an der 
Schaffung eines gemeinschaftlichen Energiebinnenmarktes, der nicht auf Kohle oder 
Kernenergie beschränkt ist, gearbeitet. Wie bereits erwähnt, sind die physikalischen 
Eigenschaften der einzelnen Energiequellen tatsächlich sehr unterschiedlich. Lediglich Erdöl 
wurde von Anfang an der Warenverkehrsfreiheit unterstellt. Die Qualifikation von Elektrizität 
als Ware – und damit die Anwendbarkeit der Warenverkehrsfreiheit – erfolgte erst mit dem 
Almelo-Urteil.34 Für Erdgas galten aufgrund seiner Doppelnatur als leitungsgebundene 
Energie und Kohlenwasserstoff teilweise dieselben oder analoge Regelungen wie für Erdöl 
(Prospektions- und Explorationsbestimmungen, Investitionsregelungen, Einfuhr- und 
Ausfuhrvorschriften) bzw wie für Elektrizität (Binnenmarkt, Preisregelungen, Transit über 
große Netze).35 Mit Außerkrafttreten des EGKSV wurden auch Kohle (und Stahl) den 
Bestimmungen des EGV unterworfen, wodurch endgültig für alle Energiearten – mit 
Ausnahme von Kernenergie – das Binnenmarktregime des EGV anwendbar ist. 
Insbesondere wurden im Wege der sekundärrechtlichen Rechtsetzung die speziellen 
Herausforderungen36, die eine Liberalisierung der nationalen sowie des gemeinschaftlichen 
Elektrizitäts- und Gasmarktes mit sich bringt, in Angriff genommen. Trotzdem die EU-Bürger 
ab dem 1. Juli 2007 ihre Versorger bereits EU-weit frei wählen konnten, und somit bereits 
von einer Vollendung des Elektrizitäts- und Gasbinnenmarktes gesprochen werden kann, 
wurde die bestehende Wettbewerbssituation als unzureichend beurteilt.37 Im September 
2007 wurde ein weiteres Legislativpaket von der Kommission präsentiert, das die 
bestehenden Strukturmängel beseitigen soll.38 
Doch befassen sich die sekundärrechtlichen energiespezifischen Rechtsakte nicht nur mit 
der Implementierung und dem Funktionieren des Energiebinnenmarktes. Um kurz 
darzustellen auf welche primärrechtlichen Kompetenzen (und damit auch Politikbereiche) die 
wichtigsten energierechtlichen Sekundärrechtsakte gestützt sind, wird der 
Fundstellennachweis des geltenden Gemeinschaftsrechts herangezogen, der in Kapitel 12 
den Energiesektor abbildet.39 So wird ein kurzer Überblick geschaffen, welche Artikel des 
EGV in Ermangelung einer expliziten Energiekompetenz am häufigsten als 
Kompetenzgrundlage verwendet wurden. Aufgrund der unterschiedlichen Zielsetzungen und 
dogmatischen Grundlagen, wird bei dieser Darstellung eine Unterscheidung zwischen 
gemeinschaftlichen internen und  externen Kompetenzen vorgenommen. Erste bilden die 
Grundlage für Rechtsetzung mit innergemeinschaftlicher Wirkung40, zweite regeln die 
Beziehungen zu Drittländern. 
 
                                                
34  Durch das Almelo-Urteil (EuGH, Rs C-393/92, Gemeente Almelo und andere/NV Energiebedrijf Ijsselmij, Slg 
1994, I-01477) wurde festgestellt, dass Elektrizität eine Ware im Sinne des Artikels 28 (ex-Artikel 30) EGV 
darstellt. 
35  Grunwald, Energierecht, 353. 
36  Das besondere Regime, dem Erdgas und Elektrizität unterworfen sind, ist vor allem auf ihre 
Leitungsgebundenheit zurückzuführen. 
37  Dies zeigt eine Untersuchung der Kommission, die gem Artikel 17 der VO (EG) 1/2003 des Rates vom 16. 
Dezember 2002 zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten 
Wettbewerbsregeln (ABl L1 v 4. Januar 2003, 1) durchgeführt wurde. Vgl DG Competition Report on Energy 
Sector Inquiry, SEK(2006) 1724 v 10. Januar 2007, 4ff. 
38  Energising Europe: A real market with secure supply, MEMO/07/361 v 19. September 2007. 
39  http://eur-lex.europa.eu/de/repert/index_12.htm. 
40  Das Kapitel 12 des Fundstellennachweises liefert vor allem Informationen über internen Kompetenzen. Für die 
Rechtsakte bezüglich der Beziehungen zu Drittländern wird zusätzlich Kapitel 11 „Auswärtige Beziehungen“ 
herangezogen. 
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A. Innenkompetenz 
Der größte Teil der gemeinschaftlichen Normen, die Maßnahmen im Bereich Energie 
umsetzen sollen, basiert auf den im Folgenden aufgeführten Rechtsetzungsgrundlagen. Die 
Wahl der Rechtsgrundlage ist von besonderer Bedeutung, weil eine falsche Auswahl zur 
Nichtigkeit des Sekundärrechtsaktes führen kann.41 
Die Herstellung des Energiebinnenmarktes wird unterstützt durch Regelungen, die auf Artikel 
47 (ex-Artikel 57) Abs 2 sowie auf Artikel 55 (ex-Artikel 45) EGV basieren. Sie betreffen die 
Koordinierung der Aufnahme und Ausübung selbständiger Tätigkeiten und der Erbringung 
von grenzüberschreitenden Dienstleistungen. Die Rechtsetzung erfolgt gemäß Artikel 251 
EGV im Mitentscheidungsverfahren. 
Erwartungsgemäß kommt der Binnenmarktartikel 95 (ex-Artikel 100a) EGV mit seiner 
„Generalrechtsangleichungskompetenz“42 zur Anwendung, wenn es darum geht den Raum 
ohne Binnengrenzen innerhalb der EU auch im Bereich der Energie zu verwirklichen.43 Als 
subsidiäre Vorschrift darf er jedoch nur dann als Rechtsgrundlage dienen, wenn keine 
anderen einschlägigen Bestimmungen herangezogen werden können. Auch hier findet die 
Rechtsetzung gemäß dem Kodezisionsverfahren des Artikels 251 EGV und nach Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses (WSA) statt. Die gemeinsame Verwendung von 
Artikel 95 EGV und den Artikeln 47 Abs 2 sowie 55 EGV ist deshalb bei einigen Rechtsakten 
zu finden, da diese Freizügigkeitsbestimmungen gemäß Artikel 95 Abs 2 EGV 
ausgenommen sind und somit einer eigenen Kompetenzgrundlage bedürfen. 
Die schon angesprochenen Probleme mit der Sicherheit der Versorgung mit Rohöl44 und 
Erdgas werden durch Maßnahmen gelöst, die sich auf Artikel 100 (ex-Artikel 103a) EGV 
stützen.45 Er ermöglicht dem Rat insbesondere im Fall „gravierende[r] Schwierigkeiten in der 
Versorgung mit bestimmten Waren“ Maßnahmen mit qualifizierter Mehrheit zu erlassen. 
Der Regelungsbereich, der sich mit erneuerbaren oder alternativen Energiequellen befasst, 
wird über weite Teile auf die Umweltkompetenz des Artikels 175 (ex-Artikel 130s) EGV 
gestützt.46 Dieser bestimmt das Tätigwerden zur Erreichung der Ziele des Artikel 174 EGV 
(im Bereich Energie insbesondere „umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen 
Ressourcen“ des Absatz 1 Spiegelstrich 3). Entscheidungen werde gemäß dem 
Mitentscheidungsverfahren (Artikel 251 EGV) nach Anhörung des WSA sowie des 
Ausschusses der Regionen (AdR) getroffen. Abweichend davon schreibt Artikel 175 Absatz 
2 EGV Einstimmigkeit in besonders sensiblen Bereichen des Umweltrechts vor. Dies betrifft 
auch „Maßnahmen, welche die Wahl eines Mitgliedstaats zwischen verschiedenen 
Energiequellen und die allgemeine Struktur seiner Energieversorgung erheblich berühren“ 
(Artikel 175 Absatz 2 lit c EGV) und ist somit von besonderer energierechtlicher Relevanz. 
                                                
41  Vgl das prominente Beispiel der TabakwerbeRL (C-376/98 Bundesrepublik Deutschland/Europäisches 
Parlament und Rat der EU, Slg. 2000, I-8419). 
42  Kahl, Art. 95 EGV, Rn 5 in Calliess/Ruffert (Hg), EUV EGV³, 1259. 
43  Vgl bspw VO (EG) 1228/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2003 über die 
Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel, ABl L176 v 15. Juli 2003, 1. 
44  Vgl FN 14. 
45 Vgl bspw FN 14 sowie RL 2004/67/EG des Rates vom 26. April 2004 über Maßnahmen zur Gewährleistung 
der sicheren Erdgasversorgung, ABl L127 v 29. April 2004, 92. 
46  Vgl bspw RL 2001/77/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. September 2001 zur 
Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen im Elektrizitätsbinnenmarkt, ABl L283 v 
27. Oktober 2001, 33. 
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Von ebensolcher sind für den grenzüberschreitenden Energietransport die 
transeuropäischen Netze (TEN), denen ein eigener Titel im (Titel XV, Artikel 154-156) EGV 
gewidmet ist.47 Transeuropäische Netze werden in den Bereichen Verkehr, 
Telekommunikation und Energie eingesetzt. Für letzten beschränkt sich ihr Einsatz auf 
Transportnetze, da Erdgas- und Elektrizitätsverteilernetze nicht umfasst sind. Die 
Rechtsetzung auf dem Gebiet der TEN erfolgt gemäß dem Kodezisionsverfahren des 
Artikels 251 EGV. Zusätzlich müssen der AdR und der WSA angehört werden. 
Informationsmaßnahmen werden aufgrund des Artikels 284 (ex-Artikel 213) EGV erlassen, 
der der Kommission Inspektionsbefugnisse „zur Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben“ 
zuerkennt.48 Obwohl diese Regelung selbst keine Rechte begründet, gilt sie doch als 
„generelle Kompetenznorm für den Erlass von Bestimmungen, die die Mitgliedstaaten 
verpflichten Informationen zu sammeln, aufzubereiten und der Kommission zur Verfügung zu 
stellen“. Aufgrund der fehlenden Verfahrensbestimmungen, wird davon ausgegangen, dass 
der Rat mit einfacher Mehrheit gemäß Artikel 205 EGV zu beschließen hat.49 
Für verschiedene andere Arten von Regelungszwecken wurde die Flexibilitätsklausel50 des 
Artikels 308 (ex-Artikel 235) EGV als Grundlage herangezogen.51 Er dient zur Verwirklichung 
gemeinschaftlicher Ziele, wenn „die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen 
[sind]“. Artikel 308 EGV kommt erst dann zur Anwendung wenn keine andere 
Rechtsgrundlage anwendbar ist.52 Dieses Vorgehen trug maßgeblich zur Entwicklung einer 
gemeinschaftlichen Energiepolitik bei. Die heute noch in Kraft stehenden Rechtsakte, die auf 
dieser Kompetenzgrundlage basieren, sind vor allem (nicht verbindliche) Ratsempfehlungen 
aus den 1980er Jahren. Da diese Rechtsetzung jedoch ohne vertraglich festgeschriebene 
Zielsetzung in Energiebelangen erfolgte, wirkt die Heranziehung von Artikel 308 EGV aus 
heutiger Sicht problematisch.53 Zusätzlich verwundert, dass mit Einführung des Artikels 
3 lit u EGV, der eine Anwendung von Artikel 308 EGV im Energiebereich rechtfertigen hätte 
können, die Verwendung von Artikel 308 EGV zurückging. Noch im Jahr 2000 jedoch wurde 
die extensive Nutzung des Artikels 308 EGV im Energiebereich kritisch betrachtet. Man 
argumentierte, dass die häufige Anwendung des Artikels 308 EGV gemeinsam mit den in 
Artikel 3 lit u postulierten Zielen, die Schaffung eines eigenen Kompetenztatbestandes für 
Energie rechtfertigen könnte.54 Die Verfahrensbestimmungen, die eine Einstimmigkeit des 
Rats und die Anhörung des Parlaments vorsehen, machen die Anwendung dieser 
                                                
47  Vgl bspw VO (EG) Nr. 2236/95 des Rates vom 18. September 1995 über die Grundregeln für die Gewährung 
von Gemeinschaftszuschüssen für transeuropäische Netze, ABl L228 v 23. September 1995, 1 und seine 
NachfolgeVO. 
48  Vgl bspw RL 90/377/EWG des Rates vom 29. Juni 1990 zur Einführung eines gemeinschaftlichen Verfahrens 
zur Gewährleistung der Transparenz der vom industriellen Endverbraucher zu zahlenden Gas- und 
Strompreise, ABl L185 v 17. Juli 1990, 16. 
49  Wegener, Art. 284 EGV, Rn 1ff in Calliess/Ruffert (Hg), EUV EGV³, 2326. 
50  Der Ausdruck „Flexibilitätsklausel“ wurde zwar erst für die Nachfolgregelungen des Artikel 308 (Artikel I-18 
VVE bzw Art 352 AEUV) erdacht, soll jedoch aufgrund seiner positiven Konnotation hier Verwendung finden. 
51  Vgl bspw Empfehlung des Rates vom 21. April 1983 über die Bildung der Preise und Tarife für Erdgas in der 
Gemeinschaft, ABl L123 v 11. Mai 1983, 40. 
52  Trüe, Das System der Rechtsetzungskompetenzen der Europäischen Gemeinschaft und der Europäischen 
Union, Baden-Baden 2002, 488f. 
53  Vgl ter Steeg, Eine neue Kompetenzordnung für die EU – Die Reformüberlegungen des Konvents zur Zukunft 
Europas, EuZW 2003, 325 (326) und Briche, Die Elektrizitätswirtschaft in der Europäischen Union, Baden-
Baden 1997, 39. 
54  Vgl CONFER 4711/00 v 22. Februar 2000. Von den damals aufgelisteten Rechtsakten, die zwischen 
November 1993 und der Erstellung des Dokuments, auf Artikel 308 gestützt wurden, steht nur noch einer in 
Geltung. 
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Kompetenzgrundlage wenig attraktiv55, da jedem der 27 Mitgliedstaaten de facto ein 
„Vetorecht“ eingeräumt wird. 
 
B. Außenkompetenz 
Insbesondere auf Grund der hohen Importabhängigkeit des europäischen 
Energiebinnenmarktes56, besteht die Notwendigkeit für die EU ihre energierechtlichen 
Außenbeziehungen regeln zu können. Aufgrund der enormen Komplexität des europäischen 
Außenwirtschaftsrechts, soll hier nur ein sehr grober Überblick gegeben werden um den 
Unterschied zu und den Zusammenhang mit der Innenkompetenz zu verdeutlichen. 
Die einschlägige Gemeinschaftspolitik für energierechtliche Abkommen mit Drittländern ist 
die Gemeinsame Handelspolitik (GHP) des Artikel 133 (ex-Artikel 113) EGV57, weil dieser auf 
alle Arten von Waren anwendbar ist. Die Zuständigkeit des Artikels 133 EGV ist nur teilweise 
eine ausschließliche Gemeinschaftszuständigkeit und belässt somit den Mitgliedstaaten in 
gewissen Bereichen Handlungsspielräume soweit und solange die Gemeinschaft nicht 
bereits selbst tätig geworden ist.58 Für nicht unmittelbar den Warenhandel betreffende 
Politiken, kann zusätzlich auf implizite ausschließliche Außenkompetenzen zurückgegriffen 
werden.59 Gemäß der Judikatur des EuGH entstehen solche auf dreierlei Weise:60 
Erstens entsteht eine implizite ausschließliche externe Zuständigkeit der Gemeinschaft 
sobald und soweit sie Sekundärrecht basierend auf rechtsangleichenden Normen des 
Primärrechts schafft, dh dass sekundärrechtliche Normen, die zur gemeinschaftsweiten 
Harmonisierung beitragen sollen im Ausmaß ihrer Regelungsweite eine exklusive externe 
Kompetenz der Gemeinschaft begründen.61 Zweitens erlangt die Gemeinschaft eine 
ausschließliche Außenkompetenz in jenen Bereichen, die von sekundärrechtlichen 
Rechtsakten erfasst werden und „Klauseln über die Behandlung der Angehörigen von 
Drittstaaten“ oder „ausdrücklich eine Zuständigkeit zu Verhandlungen mit Drittstaaten“ 
enthalten.62 Drittens besteht auch dann eine ausschließliche Außenkompetenz der 
Gemeinschaft wenn eine interne Maßnahme notwendigerweise mit dem Abschluss eines 
Abkommens mit mindestens einem Drittstaat verbunden ist.63 
                                                
55  Für eine ausführliche Darstellung der energierechtlichen Rechtsetzung auf der Grundlage von Artikel 
235 EWGV siehe Baur, Normative Grundlagen für die europäische Politik im Energiebereich in Baur (Hg), 
Leitungsgebundene Energie und der Gemeinsame Markt, Baden-Baden 1991, 59 (71ff) sowie Briche, 
Elektrizitätswirtschaft, 39f. 
56  Die Importabhängigkeit der 27 EU-MS betrug 2005 für die Primärenergiequellen Erdöl, Erdgas und feste 
Brennstoffe (Kernenergie wird nicht importiert) 52,4%. Der Wert der Importabhängigkeit ist der Anteil der 
Nettoimporte an der Summe aus Lagerbeständen und Bruttobinnenverbrauch (http://ec.europa.eu/dgs/ 
energy_transport/figures/pocketbook/doc/2007/2007_energy_en.pdf; Kapitel 2.2.3). 
57  Artikel 133 EGV erfasst auch den Handel von Erzeugnissen, die dem EAG- bzw EGKS-Regime unterliegen 
bzw unterlagen (Hilf, EG-Außenkompetenz in Grenzen, EuZW 1/1995, 7). 
58  Vgl Artikel 133 Abs 1-4 EGV  (ausschließliche Kompetenz) mit Artikel 133 Abs 5-7 EGV (konkurrierende/ 
geteilte Kompetenz). 
59  Herrmann/Michl, Grundzüge des europäischen Außenwirtschaftsrechts, ZEuS 2008, 81 (88). 
60  Griller/Klamert, Das Außenwirtschaftsrecht der EU in Holoubek/Potacs (Hg), Öffentliches Wirtschafsrecht² II, 
Wien 2007, 1108f; Hahn, Art. 133 EGV Rn 12ff in Calliess/Ruffert (Hg), EUV EGV³, 1488ff. 
61  „Zusammengenommen ergeben diese Bestimmungen, dass die Mitgliedstaaten außerhalb des Rahmens der 
Gemeinschaftsorgane keine Verpflichtungen eingehen können, welche Gemeinschaftsrechtsnormen, die zur 
Verwirklichung der Vertragsziele ergangen sind, beeinträchtigen oder in ihrer Tragweite ändern können.“ 
EuGH, Rs 22/70, AETR, Slg 1971, 263, Rn 20/22. 
62  EuGH, Gutachten 1/94, WTO-Abkommen, Slg 1994, I-5267, Rn 95. 
63  EuGH, Gutachten 1/94, WTO-Abkommen, Slg 1994, I-5267, Rn 85. 
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Obwohl das gemeinschaftliche allgemeine Primärrecht nur sehr beschränkt Kompetenzen 
auf dem Gebiet des Energierechts geschaffen hat, entstand dennoch ein Gefüge an 
Sekundärrechtsakten, in deren Regelungsumfang – gemäß der EuGH-Judikatur – nun auch 
eine ausschließliche Außenkompetenz der EG begründet liegt. Somit befinden sich die 
Mitgliedstaaten in der paradoxen Situation, dass sie zwar als Herren der Verträge explizit 
keine Kompetenzen im Energiebereich abgegeben haben, die Gemeinschaft diese aber 
vermehrt für sie wahrnimmt, und auch eine implizite Außenkompetenz im Bereich der 
Energieversorgungssicherheit mit Hilfe der EuGH-Judikatur entstehen könnte.64 
Der EUR-Lex-Datenbank listet schließlich 21 internationale Übereinkommen auf, die das 
Sachgebiet Energie betreffen. Von diesen werden aber wiederum nur 13 dem Kapitel 
Energie des Fundstellennachweises zugeordnet. Beispielhaft seien hier nur zwei Abkommen 
genannt, wobei das erste aufgrund seiner Novität und das zweite aufgrund seiner weiten 
internationalen Verbreitung interessant erscheint. Sie sollen beispielhaft zeigen welche 
primärrechtlichen Rechtsgrundlagen bei dem Abschluss von energierechtlichen Abkommen 
mit Drittstaaten herangezogen wurden. Ein Vergleich mit Abschnitt III.A zeigt, dass in großer 
Zahl dieselben Rechtsgrundlagen verwendet werden. 
Der Abschluss des Vertrags zur Gründung der Energiegemeinschaft65 gründet sich gemäß 
Ratsbeschluss66 auf die Artikel 47 Absatz 2, 55, 83, 89, 95, 133 und 175 in Verbindung mit 
Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 sowie Absatz 3 Unterabsatz 2 EGV. Die Auswahl 
der Artikel ergibt sich durch die vorgesehen „Schaffung eines integrierten Erdgas- und 
Elektrizitätsmarktes in Südosteuropa“67, wodurch die Vertragsparteien verpflichtet werden 
den „gemeinschaftlichen Besitzstandes in den Bereichen Energie, Umwelt, Wettbewerb und 
erneuerbare Energiequellen“68 zu übernehmen. Die parallele Anwendung der Artikel 95 und 
133 EGV, die grundsätzlich im Verhältnis einer echten Normenkonkurrenz zu einander 
stehen69, zeigt, dass eine alleinige Berufung auf die explizite Außenhandelskompetenz des 
Artikels 133 EGV nicht ausreichen würde, um den weitreichenden Geltungsbereich des 
Abkommens, der nicht nur Handel betrifft, abzudecken („Mehrfachabstützung“70). 
Der Vertrag über die Energiecharta71 wurde – neben Bestimmungen des EAGV 
(insbesondere Artikel 101 Absatz 2) und des EGKSV (insbesondere Artikel 95) – 
insbesondere auf Artikel 54 Absatz 2, 57 Absatz 2 letzter Satz, 66, 73c Absatz 2, 87, 99, 
100a und 113, 130s Absatz 1 und 235 in Verbindung mit Artikel 228 Absatz 2 Satz 2 und 
Absatz 3 Unterabsatz 272 EGV gestützt.73 Das Ziel des Energiechartavertrags ist die 
                                                
64  Haghighi, Energy Security, 84. 
65  ABl L198 v 20. Juli 2006, 18.  
66  Beschluss des Rates vom 29. Mai 2006 über den Abschluss des Vertrags zur Gründung der 
Energiegemeinschaft durch die Europäische Gemeinschaft Vertrag zur Gründung der Energiegemeinschaft 
(2006/500/EG), ABl L198 vom 20. Juli 2006, 15. 
67  Beschluss des Rates 2006/500/EG, ABl 2006 L198, 15. 
68  Vertrag zur Gründung der Energiegemeinschaft ABl 2006 L198, 20. 
69  Kahl, Art. 95 EGV, Rn 83 in Calliess/Ruffert (Hg), EUV EGV³, 1290. 
70  Trüe, EU-Kompetenzen für Energierecht, Gesundheitsschutz und Umweltschutz, JZ 15/16/2004, 779 (780f). 
71  Schlussakte der Europäischen Energiechartakonferenz - Anhang 1: Vertrag über die Energiecharta - Anhang 
2: Beschlüsse zum Vertrag über die Energiecharta, ABl L380 v 31. Dezember 2004, 24. Vor wenigen Wochen, 
am 16. April 2008 feierte der Energiechartavertrag sein Jubiläum nachdem er an diesem Tag vor genau zehn 
Jahren nach der Ratifizierung von 30 Mitgliedsstaaten in Kraft getreten war. 
72  Die Artikelangaben sind in diesem Fall noch jene vor der Neunummerierung des EGV. Für Vergleichszwecke 
siehe Abschnitt III.A. Die dort nicht erwähnten Artikel stehen für Kompetenzen im Bereich der 
Niederlassungsfreiheit (ex-Art 54 EGV), der Freiheit des Dienstleistungsverkehrs (ex-Art 66 EGV), des 
Kapitalverkehr mit Drittländern im Zusammenhang mit Direktinvestitionen (ex-Art 73c Abs 2 EGV), des 
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Schaffung eines rechtlichen Rahmens für die Förderung langfristiger Zusammenarbeit im 
Energiebereich“.74 Insbesondere werden Regelungen in den Bereichen Investitionsschutz, 
Handel mit Energie(erzeugnissen), Transit sowie Streitbeilegung getroffen. Die Anwendung 
von Artikel 308 (ex-Artikel 235) EGV wurde vom Rat als notwendig erachtet, da nur er die 
„Befugnisse zur Erfüllung der […] Verpflichtungen zur Zusammenarbeit im Energiebereich“ 
enthalte.75 
 
                                                                                                                                                     
Wettbewerbs (ex-Art 87 EGV), der Steuerharmonisierung (ex-Art 99 EGV) sowie für die 
Verfahrensbestimmung zum Abschluss internationaler Verfahren (ex-Art 228 EGV). 
73  Beschluss des Rates und der Kommission vom 23. September 1997 über den Abschluss des Vertrags über 
die Energiecharta und des Energiechartaprotokolls über Energieeffizienz und damit verbundene 
Umweltaspekte durch die Europäischen Gemeinschaften (98/181/EG, EGKS, Euratom), ABl L 69 v 9. März 
1998, 1. 
74  Art 2 Vertrag über die Energiecharta (http://www.encharter.org/fileadmin/user_upload/document/GE.pdf). 
75  ErwG (9) Beschluss des Rates und der Kommission 98/181/EG, EGKS, Euratom, ABl 1998 L 69, 1 (2). 
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IV. Europäische Energiekompetenz nach dem Vertrag von 
Lissabon 
A. Entwicklung 
Wie zuvor beschrieben, sieht der Status quo des gemeinschaftlichen allgemeinen 
Primärrechts keine explizite Energiekompetenz der Gemeinschaft vor. Über die Einführung 
einer solchen wurde jedoch bei Vertragsänderungen immer wieder diskutiert. Erstmals wurde 
bei der Regierungskonferenz 1990/91 zur Vorbereitung des Vertrags von Maastricht 
folgender Vorschlag für einen Energieartikel von der Kommission präsentiert76: 
Artikel 1 
Die Ziele des Vertrags werden, was den von diesem Titel geregelten Beeich anbelangt, im Rahmen 
einer gemeinsamen Energiepolitik verfolgt. 
Die gemeinsame Energiepolitik wird mit den im Rahmen des EGKS- und des Euratom-Vertrags 
verfolgten Politiken eng koordiniert. 
 
Artikel 2 
Die gemeinsame Energiepolitik bezweckt, 
a) die Sicherheit der Versorgung der gesamten Union unter wirtschaftlich befriedigenden 
Bedingungen zu gewährleisten; 
b) zur Stabilität der Energiemärkte beizutragen; 
c) die Verwirklichung des Binnenmarktes im Energiebereich sicherzustellen; 
d) für jeden Energieträger die in Krisenzeiten zu treffenden Maßnahmen zu definieren; 
e) die sparsame Energieverwendung sowie den Einsatz neuer und erneuerbarerer Energiequellen zu 
fördern. 




Die zur Erreichung der in Artikel 2 genannten Ziele erforderlichen Maßnahmen erhalten Gesetzesform 
und werden vom Europäischen Parlament und vom Rat gemeinsam auf Vorschlag der Kommission 
und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses verabschiedet. Die eventuell 
notwendigen gemeinschaftlichen Forschungsanstrengungen werden im Rahmen der Bestimmungen 
von Artikel 130 f und 130 q geleistet. 
 
Artikel 4 
1. Die Vorschriften des Artikels 85 Absatz 1 können auf jede Vereinbarung im Energiebereich für 
unanwendbar erklärt werden, die dazu beiträgt, die Versorgungssicherheit der Union zu 
gewährleisten, soweit die damit verbundenen Beschränkungen zur Erreichung dieses Ziels 
unerlässlich sind und es den jeweiligen Unternehmen nicht ermöglichen, den Wettbewerb für einen 
wesentlichen Teil der betreffenden Erzeugnisse auszuschalten. 
2. Als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen werden können die in Artikel 92 Absatz 1 
genannten Beihilfen, die effektiv dazu beitragen, die Versorgungssicherheit der Union zu 
gewährleisten, sofern sie das Funktionieren des Binnenmarktes im Energiebereich nicht in einer dem 
gemeinsamen Interesse zuwiderlaufenden Weise beeinträchtigen. 
Es kam jedoch lediglich zu der Festschreibung von Energiemaßnahmen als eine der 
Tätigkeiten bzw Ziele77 der Gemeinschaft. Im Gegensatz zu anderen Zielbestimmungen, 
denen konkretisierende Regelungen in Form von Sachbereichskompetenzen zur Seite 
                                                
76  Siehe FN 28. 
77  Siehe FN 94 und Abschnitt III.A. 
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gestellt wurden, blieb dem Bereich Energie eine nähere Ausgestaltung verwehrt.78 Vergleicht 
man diese sehr ambitionierten Ausführungen der Kommission mit jenen des VVE bzw des 
VvL, mag es nicht verwundern, dass es in dieser frühen Phase der europäischen Integration 
keine Einigung auf diesen Text geben konnte. Vermittelt der Entwurf der Kommission den 
Ehrgeiz sämtliche Bereich der Energiepolitik einer gemeinschaftlichen Regelung unterstellen 
zu wollen, so bleiben die Versionen des VVE und des VvL doch ein wenig unverbindlicher in 
ihrer Formulierung und beschränken sich auf Zielbestimmungen. Doch lässt sich diese 
abgeschwächte Wortwahl auch damit begründen, dass auf sekundärrechtlicher Ebene 
bereits ein dichtes Gefüge von energierechtlichen Rechtsakten besteht. 
 
B. Schaffung einer expliziten gemeinschaftlichen Energiekompetenz 
Durch den VVE wurde erstmalig ein eigener Kompetenztatbestand für Energiebelange 
geschaffen. Der dort beschlossene Energieartikel III-256 (und gleichzeitig Abschnitt 10) hat 
folgenden Wortlaut: 
(1) Die Energiepolitik der Union hat im Rahmen der Verwirklichung oder des Funktionierens des 
Binnenmarkts und unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Erhaltung und der Verbesserung der 
Umwelt folgende Ziele: 
a) Sicherstellung des Funktionierens des Energiemarkts, 
b) Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit in der Union und 
c) Förderung der Energieeffizienz und von Energieeinsparungen sowie Entwicklung neuer und 
erneuerbarer Energiequellen. 
(2) Unbeschadet der Anwendung anderer Bestimmungen der Verfassung werden die Maßnahmen, 
die erforderlich sind, um die Ziele des Absatzes 1 zu verwirklichen, durch Europäisches Gesetz oder 
Rahmengesetz festgelegt. Es wird nach Anhörung des Ausschusses der Regionen sowie des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses erlassen. 
Das Europäische Gesetz oder Rahmengesetz berührt unbeschadet des Artikels III-234 Absatz 2 
Buchstabe c nicht das Recht eines Mitgliedstaats, die Bedingungen für die Nutzung seiner 
Energieressourcen, seine Wahl zwischen verschiedenen Energiequellen und die allgemeine Struktur 
seiner Energieversorgung zu bestimmen. 
(3) Abweichend von Absatz 2 werden die darin genannten Maßnahmen durch Europäisches Gesetz 
oder Rahmengesetz des Rates festgelegt, wenn sie überwiegend steuerlicher Art sind. Der Rat 
beschließt einstimmig nach Anhörung des Europäischen Parlaments. 
Im Vertrag von Lissabon bleibt der Energieartikel in veränderter Form erhalten. Der 
Tätigkeitskatalog des Artikels 3 Abs 1 EGV entfällt und wird durch eine detaillierte 
Aufzählung der Kompetenzzuweisungen ersetzt. Der Regelungsbereich Energie wird 
zwischen der Union und den Mitgliedstaaten gemäß dem Modell der geteilten Zuständigkeit 
geregelt. Es entfällt die gemeinsame Nennung mit Katastrophenschutz und Fremdenverkehr, 
die beide im Bereich der ergänzenden Zuständigkeit der Union zu finden sind (Artikel 6 lit d 
und f AEUV). 
Das Modell der „geteilten Zuständigkeit“ ist in der Literatur nicht neu. Weitere Adjektive, 
welche diese Kompetenzsituation beschreiben, sind „konkurrierend“, „parallel“ oder 
„ergänzend“79. Aufgrund der expliziten Zuordnung der Politikbereiche zu jeweils einem 
                                                
78  Briche (Elektrizitätswirtschaft, 46) sah damals kein Problem in der Beibehaltung dieser Rechtslage, da durch 
die bereits bestehenden Rechtsakte gezeigt wäre, dass die Umsetzung der europäischen Energiepolitik nicht 
gehindert würde. 
79  Der Begriff „ergänzende Zuständigkeit“ hat durch den VvL eine neue Bedeutung erlangt, da in Artikel 6 AEUV 
davon die Rede ist, dass die Union in bestimmten Bereichen für „die Durchführung von Maßnahmen zur 
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bestimmten Kompetenzmodell, findet sich im Vertrag von Lissabon auch eine Erklärung80, 
die das System der Kompetenzverteilung verdeutlicht. Sie stellt klar, dass alle nicht der 
Union übertragenen Kompetenzen bei den Mitgliedstaaten verbleiben und, dass im Falle 
einer geteilten Kompetenz „die Mitgliedstaaten ihre Zuständigkeit wahr[nehmen], sofern und 
soweit die Union ihre Zuständigkeit nicht ausgeübt hat oder entschieden hat, diese nicht 
mehr auszuüben“. 
Artikel 4 AEUV81 
(1) Die Union teilt ihre Zuständigkeit mit den Mitgliedstaaten, wenn ihr die Verträge außerhalb der in 
den Artikeln 3 und 6 genannten Bereiche eine Zuständigkeit übertragen. 
(2) Die von der Union mit den Mitgliedstaaten geteilte Zuständigkeit erstreckt sich auf die 
folgenden Hauptbereiche: 
a) Binnenmarkt, 
b) Sozialpolitik hinsichtlich der in diesem Vertrag genannten Aspekte, 
c) wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt, 




h) transeuropäische Netze, 
i) Energie, 
j) Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, 
k) gemeinsame Sicherheitsanliegen im Bereich der öffentlichen Gesundheit hinsichtlich der in 
diesem Vertrag genannten Aspekte. 
(3) […] 
(4) […] 
Diese Zuweisung energierechtlicher Maßnahmen zu dem Kompetenztatbestand der geteilten 
Zuständigkeiten ist jedoch noch nicht kompetenzbegründend.82 Dazu muss der Energieartikel 
194 (und gleichzeitig –titel XXI) AEUV herangezogen werden, der in Zukunft folgende 
Bereiche der gemeinschaftlichen Energiepolitik umfassen wird:83 
(1) Die Energiepolitik der Union verfolgt im Geiste der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten84 
im Rahmen der Verwirklichung oder des Funktionierens des Binnenmarkts und unter Berücksichtigung 
der Notwendigkeit der Erhaltung und Verbesserung der Umwelt folgende Ziele: 
a) Sicherstellung des Funktionierens des Energiemarkts; 
b) Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit in der Union; 
c) Förderung der Energieeffizienz und von Energieeinsparungen sowie Entwicklung neuer und 
erneuerbarer Energiequellen und 
d) Förderung der Interkonnektion der Energienetze. 
(2) Unbeschadet der Anwendung anderer Bestimmungen der Verträge erlassen das Europäische 
Parlament und der Rat gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren die Maßnahmen, die 
erforderlich sind, um die Ziele nach Absatz 1 zu verwirklichen. Der Erlass dieser Maßnahmen erfolgt 
nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen. 
Diese Maßnahmen berühren unbeschadet des Artikels 192 Absatz 2 Buchstabe c nicht das Recht 
eines Mitgliedstaats, die Bedingungen für die Nutzung seiner Energieressourcen, seine Wahl 
zwischen verschiedenen Energiequellen und die allgemeine Struktur seiner Energieversorgung zu 
bestimmen. 
                                                                                                                                                     
Unterstützung, Koordinierung oder Ergänzung der Maßnahmen der Mitgliedstaaten zuständig [ist]“ 
(Hervorhebung eingefügt). 
80  18. Erklärung zur Abgrenzung der Zuständigkeiten, ABl C306 v 17 Dezember 2007, 256f. 
81  Artikel I-14 VVE liest sich beinahe wortgleich. 
82  Jasper, Verfassungsentwurf, ZNER 2003, 211. 
83  Die Hervorhebungen wurden eingefügt um die (textlich minimalen) Veränderungen im Vergleich zum VVE 
ersichtlich zu machen. 
84  Siehe dazu Abschnitt IV.D. 
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(3) Abweichend von Absatz 2 erlässt der Rat die darin genannten Maßnahmen gemäß einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren einstimmig nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 
wenn sie überwiegend steuerlicher Art sind. 
Absatz 1 definiert die Ziele einer europäischen Energiepolitik, die bis dato vor allem in 
unverbindlichen Grün- und Weißbüchern der Europäischen Kommission85 zu finden gewesen 
waren. Bei der Ausarbeitung dieser Ziele gab es sehr unterschiedliche nationale Ansprüche, 
wobei den meisten Mitgliedstaaten diese Formulierung, die sich auch schon im VVE findet, 
zu weit ging. Auch wurde die Notwendigkeit zur Schaffung einer solchen Bestimmung 
generell noch in Frage gestellt. In den Kommentaren wurde ua befunden, dass der 
Energiemarkt sowieso den Binnenmarktregelungen unterliege, dass die Gewährleistung der 
Versorgungssicherheit auf Krisenfälle beschränkt86 und die Kernenergie in den allgemeinen 
Energieartikel mit aufgenommen werden solle.87 
Absatz 2 Unterabsatz 1 bildet die Grundlage für neu zu schaffende Rechtsakte indem er die 
Art des Rechtsetzungsverfahrens konkretisiert; eine Ausnahme von diesen 
Verfahrensgrundsätzen bildet Absatz 3, der für Maßnahmen „überwiegend steuerlicher Art“ 
ein besonderes Gesetzgebungsverfahren vorsieht. Absatz 2 Unterabsatz 2 schreibt fest, 
dass die gemeinschaftlichen Maßnahmen nicht das mitgliedstaatliche Recht berühren die 
nationalen Energiequellen sowie die allgemeine Struktur der nationalen Energieversorgung 
zu bestimmen. Damit verbleibt die Wahl des nationalen Energiemixes in den Händen der 
Mitgliedstaaten. Aber wie schon in Artikel 175 Abs 2 lit c EGV88 und wortgleich in Artikel 192 
Absatz 2 lit c AEUV können gemeinschaftliche umweltpolitische Maßnahmen, welche die 
Struktur der mitgliedstaatlichen Energieversorgung beeinflussen, im Rat einstimmig 
beschlossen werden. Somit wird die nationale Souveränität im Bezug auf die Gestaltung der 
Energieversorgung nur durch umweltpolitische Maßnahmen eingeschränkt. Diese 
weitgehende mitgliedstaatliche Dispositionsbefugnis ist einerseits aufgrund der 
unterschiedlichen Haltungen der Mitgliedstaaten zu Kernenergie sowie im Zusammenhang 
mit dem Solidaritätsgeist, dem die gemeinschaftliche Energiepolitik nach Lissabon unterstellt 
sein wird,89 von besonderer Brisanz. 
Eine Bestimmung, die unter besonderen Voraussetzungen eine nationale Energiestrategie, 
die von der gemeinschaftlichen Energiepolitik abweicht, erlaubt, findet sich in der 35. 
Erklärung zu Artikel 194 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union der 
Schlussakte des VvL. Sie stellt klar, dass „Artikel 194 das Recht der Mitgliedstaaten 
unberührt lässt, Bestimmungen zu erlassen, die für die Gewährleistung ihrer 
Energieversorgung unter den Bedingungen des Artikels 347 erforderlich sind“. Artikel 347 
AEUV entspricht Artikel 297 EGV, der eine allgemeine Schutzklausel darstellt und den 
Mitgliedstaaten erlaubt in bestimmten Krisensituationen und unter speziellen 
Vorraussetzungen Vertragsbestimmungen und somit den „Grundsatz der loyalen 
Zusammenarbeit“ des Artikels 10 EGV zu verletzen.90 
Die Klausel über die „Notwendigkeit der Erhaltung und Verbesserung der Umwelt“ stellt 
nochmals klar, was die Querschnittsklausel des Artikels 11 AEUV bereits für sämtliche 
Unionspolitiken vorschreibt. Auch wenn der Energie nun ein eigener Artikel gewidmet ist, so 
                                                
85  Vgl Grunwald, Energierecht, 440f. 
86  Krisenfälle werden aber schon in Artikel 122 AEUV behandelt. Siehe dazu Abschnitt IV.D. 
87  http://european-convention.eu.int/Docs/Treaty/pdf/845/global845.pdf. 
88  Siehe FN 27. 
89  Siehe Abschnitt IV.D. 
90  Calliess, Art. 297 EGV Rn 1f in Calliess/Ruffert (Hg), EUV EGV³, 2389. 
 Kompetenzrechtliche Neuerungen im europäischen Energierecht nach Lissabon 19 
 
 
werden weiterhin auch andere Normen des VvL (und des EAGV91) in dieser oder ähnlicher 
Weise die europäische Energiepolitik beeinflussen. 
 
C. Weitere energierechtlich relevante Bestimmungen 
Wie schon in Abschnitt III.A ausgeführt, haben bis jetzt viele verschiedene Bestimmungen 
des EGV als Kompetenzgrundlage für energierechtliche Rechtsetzung gedient. So heterogen 
die Materie Energie ist, so vielfältig sind auch ihre Einsatz- und damit auch 
Einflussmöglichkeiten. Kurz sollen die wichtigsten Normen des AEUV, die Energie explizit 
erwähnen, dargestellt und auf ihre Bedeutung im Zusammenspiel mit dem Energieartikel 
überprüft werden. 
Die Bestimmungen über Transeuropäische Netze ändern sich durch den VvL nur in sehr 
geringem Umfang. Erwähnenswert erscheint die Regelung über die Kooperation mit 
Drittländern, die aufgrund der geteilten Zuständigkeit im Bereich der TEN zu einer 
Einschränkung der Freiheit der Mitgliedstaaten beim Abschluss von bilateralen 
Infrastrukturabkommen (auch im Energiebereich) führt.92 Da im Verhältnis zu der 
Verkehrskompetenz von einer Spezialität der Kompetenzgrundlage für Transeuropäische 
Netze ausgegangen wird93, ist anzunehmen, dass dies auch im Verhältnis zum Energieartikel 
gelten wird. 
Mehrmals wurde bereits auf das Umweltkapitel des AEUV hingewiesen, das eng mit dem 
Bereich Energie verbunden ist. Aufgrund dessen wird in Zukunft auch die Wahl der 
Rechtsgrundlage mit Bedacht zu treffen sein, da nun eine Kompetenz für Energierechtsakte 
zur Verfügung steht und ein Rückgriff auf den Umweltartikel nicht mehr von Nöten ist. 
Insbesondere auf dem Gebiet der erneuerbaren Energiequellen wird eine Abgrenzung von 
Energie und Umwelt notwendig sein um eine korrekte Auswahl der Rechtsgrundlagen zu 
gewährleisten. 
Ein besonders interessantes Fundstück stellt Artikel 6 Absatz 1 des Protokoll (Nr. 31) über 
die Einfuhr in den niederländischen Antillen raffinierter Erdölerzeugnisse in die EU dar 
(Hervorhebungen eingefügt):94 
Der Rat revidiert die Bestimmungen der Artikel 2 bis 5 einstimmig nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments und der Kommission, wenn er eine gemeinsame Ursprungsbestimmung für die 
Erdölerzeugnisse aus dritten Ländern und assoziierten Ländern erlässt oder im Rahmen einer 
gemeinsamen Handelspolitik für die betreffenden Erzeugnisse Beschlüsse fasst oder eine 
gemeinsame Energiepolitik aufstellt. 
Folgt man dem Wortlaut dieses Artikels müsste man davon ausgehen, dass zum jetzigen 
Zeitpunkt noch keine gemeinsame Energiepolitik vorhanden ist. Spinnt man diesen 
Gedanken unter der Prämisse, dass Energierecht zur Verwirklichung einer Energiepolitik 
dient95 und diese somit voraussetzt, weiter, ist die Einführung eines Energieartikels 
konsequenterweise nicht erforderlich. Tatsächlich ist wohl davon auszugehen, dass der 1962 
verfasste Text seit damals nicht mehr verändert wurde, sondern der aktuellen 
                                                
91  Siehe Abschnitt IV.F. 
92  Stender-Vorwachs, Artikel III-247 Rn 7 Vedder/Heintschel von Heinegg (Hg), Europäischer Verfassungs-
vertrag, 649. 
93  Calliess, Art. 154 EGV Rn 3 in Calliess/Ruffert (Hg), EUV EGV³, 1705. 
94  Vgl FN 7, 401 (403). 
95  Grunwald, Energierecht, 7. 
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Vertragsversion immer wieder als Protokoll angefügt wurde. Bezeichnend ist so ein 
versteckter Hinweis dennoch, wenn sich eine solche Textstelle im novellierten Primärrecht 
findet und die Kommission gleichzeitig „Eine Energiepolitik für Europa“96 präsentiert. 
Auch in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union97 findet sich unter dem „Titel IV 
Solidarität“ in Artikel 36 ein Bestimmungen, die einen Teilbereich der Energiematerie betrifft. 
Er beschäftigt sich mit dem Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse98. In der Erläuterung zu diesem Artikel wird klargestellt, dass er „im Einklang mit 
Artikel 14“ AEUV „den Grundsatz auf[stellt], dass die Union den Zugang zu den 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse nach den einzelstaatlichen 
Bestimmungen achtet, sofern diese mit dem Unionsrecht vereinbar sind“. Diese Regelung 
hat vor allem rechtspolitischen Charakter indem sie die Bedeutung dieser Dienste innerhalb 
der Union hervorhebt. Sie postuliert ein Zugangsrecht in Form eines Abwehrrechts, das die 
Union dazu anhält diese Dienstleistungen anzuerkennen, zu achten und nicht zu behindern.99 
Die Wahl des Begriffs „Solidarität“100, der sich auch schon in der Präambel findet, ist in 
diesem Fall auf die sozialstaatliche Gesinnung der Mitgliedstaaten zu beziehen101. Die 
Bedeutung, die der AEUV diesem Ausdruck zuweist, ist, wie im Folgenden gezeigt wird, eine 
andere. 
 
D. Der Solidaritätsgedanke 
Eine Neuerung, die lediglich den VvL betrifft, ist der Einschub „im Geiste der Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten“, der auf Wunsch von Polen auf Grundlage des Mandats vom 
23. Juni 2007102 in den Energieartikel des VvL eingefügt wurde. Dieselben Worte sowie eine 
zusätzliche Bezugnahme auf Engpässe im Bereich der Energieversorgung wurden auch in 
Artikel 122 AEUV (derzeit Artikel 100 EGV)103, der Maßnahmen bei gravierenden 
Schwierigkeiten vorsieht, aufgenommen. 
                                                
96  Vgl FN 15. 
97  ABl C303 v 14. Dezember 2007, 1. Die Grundrechtecharta ist gemäß Artikel 6 EUV (in der Fassung vom VvL) 
rechtsverbindlich und steht neben den Verträgen. Sie bindet die „Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen 
der Union sowie die Mitgliedstaaten bei der Durchführung des Unionsrechts“ (Artikel 51 Grundrechtecharta). 
Polen und das Vereinigte Königreich schließen für sich jedoch gemäß Protokoll Nr. 30 über die Anwendung 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union auf Polen und das Vereinigte Königreich aus, dass mit 
dem Titel IV für diese Länder einklagbare Rechte entstehen, soweit diese nicht in den nationalen Rechten 
bestehen. 
98  Da sich weder im aktuellen Primärrecht noch im VvL eine Definition dieses Begriffes findet, wird dabei auf ein 
Kommissionsdokument (KOM(2003) 270 endg v 21. Mai 2003) zurückgegriffen. Dort werden Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse auf „wirtschaftliche Tätigkeiten [bezogen], die von den 
Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaft mit besonderen Gemeinwohlverpflichtungen verbunden werden und 
für die das Kriterium gilt, dass sie im Interesse der Allgemeinheit erbracht werden. [… Das] umfasst daher 
insbesondere bestimmte Leistungen der großen netzgebundenen Wirtschaftszweige wie des 
Verkehrswesens, der Postdienste, des Energiesektors […]“. 
99  Kallmayer, GrCH Art. 36 Rn 3ff in Calliess/Ruffert (Hg), EUV EGV³, 2672f. 
100  Auch Kreber (GrCH Art. 36 Rn 3ff in Calliess/Ruffert (Hg), EUV EGV³, 2644) will dem Begriff keine 
dogmatische Bedeutung zumessen. 
101  Riedel, Kapitel IV Solidarität, Vorbemerkungen Rn 15 in Meyer (Hg), Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union², Baden-Baden 2006. 
102  Rat der Europäischen Union, Mandat für die Regierungskonferenz 2007 11218/07, 9. 
103  Artikel 122 Abs 1 AEUV (Hervorhebungen eingefügt): Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
unbeschadet der sonstigen in den Verträgen vorgesehenen Verfahren im Geiste der Solidarität zwischen den 
Mitgliedstaaten über die der Wirtschaftslage angemessenen Maßnahmen beschließen, insbesondere falls 
gravierende Schwierigkeiten in der Versorgung mit bestimmten Waren, vor allem im Energiebereich, 
auftreten. 
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Generell zieht sich der Gedanke der „Solidarität“ wie ein roter Faden durch den VvL und 
räumt ihm damit auch explizit die Stellung ein, die einem „allgemeinen Rechtsprinzip“104 
gebührt. Als zentrale Bestimmung lässt sich in diesem Zusammenhang Artikel 222 AEUV105 
verstehen, der schon mit den Worten „Solidaritätsklausel“ überschrieben ist. Er ruft zu 
solidarischen Maßnahmen auf sobald ein Mitgliedstaat „von einem Terroranschlag, einer 
Naturkatastrophe oder einer vom Menschen verursachten Katastrophe betroffen ist“. Die 
gegenseitige Solidaritätsklausel verpflichtet aber nicht – wie die beiden energierechtlich 
relevanten Bestimmungen (Artikel 194 und 122 Absatz 1 AEUV106) – nur die Mitgliedstaaten 
untereinander sondern auch die Union selbst zum solidarischen Handeln. Die Bestimmung 
ist sehr umfangreich und detailliert und lässt sowohl den unterstützenden Mitgliedstaaten 
und der Union als auch dem betroffenen Mitglied Spielraum bezüglich der Art und des 
Zeitpunkts der Unterstützungshandlungen. 
Diese Detailverliebtheit lässt sich im Falle der Energiesolidarität vermissen, wobei gerade bei 
Schwierigkeiten im Bereich der Energiesicherheit eine schnelle Hilfestellung von besonderer 
Bedeutung sein kann. Auch finden sich keine Erklärungen oder Verweise auf zu erlassende 
Durchführungsbestimmungen. Insbesondere für den Fall eines Versorgungsengpasses 
wären solche jedoch wünschenswert, da der Transport von Öl und Gas die Komplexität einer 
normalen Hilfslieferung übersteigt und keine Mechanismen für derartige 
Unterstützungsmaßnahmen107 existieren. Zusammenfassend erscheint die tatsächliche 
praktische Anwendung dieser Bestimmung schwer durchführbar. Aufgrund dieses Defizits 
sollte der angestrebte Handlungsradius weit über eine „erweiterte Richtlinie für die 
Bevorratung von Öl und Gas“ und „massive Investitionen in die Energieinfrastruktur“108 
hinausgehen. Dies wurde bereits in Artikel 194 AEUV berücksichtigt, der in seiner ebenfalls 
nachträglich eingefügten lit d die Förderung der Interkonnektion der Energienetze 
thematisiert.109 
Trotz aller Zweifel bezüglich ihrer Tauglichkeit im Ernstfall, wird die Einbeziehung der 
Solidaritätskomponente in die europäische Energiepolitik doch „als zentraler Baustein der 
europäischen Energiepolitik“ bezeichnet.110 Sie erweitert das bereits bestehende Ziel der 
Versorgungssicherheit um ein weiteres gemeinschaftsinternes Element. Damit würden 
einerseits nationale Interessen zugunsten des gemeinschaftlichen Solidaritätsgedanken 
hintangestellt aber andererseits auch gleichzeitig eine national gesicherte Versorgung auf 
dem Spiel stehen. Da in bestimmten Krisensituationen jedoch einseitige Maßnahmen von 
betroffenen Mitgliedstaaten getroffen werden dürfen, die Artikel 194 AEUV verletzen, ist eine 
                                                
104  Bieber, Solidarität als Verfassungsprinzip der Europäischen Union, in von Bogdandy/Kadelbach (Hg), 
Solidarität und europäische Integration, 2002, 48. 
105  Die Solidaritätsklausel fand sich in ähnlicher Form bereits im VVE in den Artikeln I-43 iVm III-256 VVE. 
106  Artikel 122 Absatz 2 AEUV enthält auch die Möglichkeit, dass die Union finanziellen Beistand gewährt; das 
jedoch auch wieder unter der Voraussetzung einer „Naturkatastrophe oder außergewöhnlichen Ereignissen“. 
107  Die Internationale Energieagentur (IEA), die Teil der OECD ist, verfügt über einen solchen 
grenzüberschreitenden Mechanismus in Fällen von Erdölknappheit (IEA, IEA Response System for Oil Supply 
Emergencies, Paris 2007; http://www.iea.org/Textbase/nppdf/free/2007/fs_response_system.pdf). Derzeit sind 
jedoch lediglich 18 der 27 EU-MS auch Mitglieder der Internationalen Energieagentur. Neben Polen, das 2008 
beitreten soll, fehlen Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Malta, Rumänien, Slowakei, die Tschechische 
Republik und Zypern. Die Versorgung mit Gas ist jedoch auch durch die IEA nicht gesichert. 
108  Geden, Energiesolidarität im EU-Reformvertrag, SWP-Aktuell 34, Juli 2007 (http://www.swp-berlin.org/ 
common/get_document.php?asset_id=4153), 2. 
109  Auch wenn die gleichzeitige Einfügung systematisch auf einen Zusammenhang der zwei Textteile hindeutet, 
kann die Förderung der Interkonnektion jedoch auch als Ziel verstanden werden, dass den anderen drei 
„Hauptzielen“ dienen soll. Das Kommissionsdokument „Vorraniger Verbundplan“ (KOM(2006) 846 endg/2 v 
23. Februar 2007) legt dies nahe. 
110  Geden, Energiesolidarität, 1. 
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nationale Versorgung insoweit gesichert.111 Der Solidaritätsmechanismus schafft zusätzlich 
nur noch eine weitere Absicherung, die durch die solidarische Hilfestellung der anderen 
Mitgliedstaaten gewährleistet sein soll. Die Verpflichtung zu solidarischem Verhalten kann 
ebenfalls nur unter den Bedingungen des Artikels 347 AEUV ausgesetzt werden, also wenn 
der Mitgliedstaat selbst aufgrund von Artikel 122 oder 222 AEUV auf die Solidarität der 
anderen Mitgliedstaaten hoffen darf.  
Vor allem Polen, das diesen Zusatz angeregt hatte, verspricht sich dadurch ein vermehrtes 
Maß an Energieversorgungssicherheit, da die Struktur seiner Energieimporte wenig 
diversifiziert ist und bspw Öl fast zur Gänze aus Russland112 bezogen wird. Im Idealfall würde 
der Anreiz eines Produzentenlandes eine einseitige Maßnahme gegen einen Mitgliedstaat zu 
erlassen durch die gemeinschaftsinterne Versorgung minimiert. Es wird sich zeigen ob die 
europäische Energiesolidarität im Ernstfall die polnischen Erwartungen, die man im Land der 




Die Beschlussfassung im Bereich Energiepolitik erfolgt gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren, das in Artikel 294 AEUV geregelt ist. Es entspricht inhaltlich dem 
Mitbestimmungs- oder Kodezisionsverfahren des Artikels 251 EGV, wurde aber im VvL 
detaillierter dargestellt. Zusätzlich sind der WSA und der AdR anzuhören. Diese 
Vorraussetzungen entsprechen somit jenen des Artikels 175 EGV (Umwelt), der schon jetzt 
für den Bereich der erneuerbaren Energien als Rechtsgrundlage herangezogen worden war 
und des Artikels 156 EGV (Transeuropäische Netze). Insofern besteht durch diese 
Rechtslage lediglich eine Erleichterung im Vergleich zu Artikel 308 EGV, der Einstimmigkeit 
fordert und in den letzten Jahren schon in vermindertem Ausmaße zur Anwendung 
gekommen ist.113  
Für Maßnahmen, die überwiegend steuerlicher Art sind, sieht Artikel 194 AEUV ein 
besonderes Gesetzgebungsverfahren vor. Die Zusammenarbeit von Parlament und Rat ist in 
diesem Verfahren eingeschränkt, da das Parlament lediglich anzuhören ist. Die 
Beschlussfassung im Rat ist dem Kriterium der Einstimmigkeit unterworfen. Da das Prinzip 
der Einstimmigkeit in allen Steuerbelangen zur Anwendung kommt, gilt es 
konsequenterweise auch für energierechtliche Steuerfragen. 
 
F. Abgrenzung zum Bereich der Kernenergie des EAGV 
Eine weit weniger demokratische Beschlussfassung galt bis jetzt gemäß dem EAGV, was 
den Gegnern dieses Vertrages ein besonderer Dorn im Auge war. Durch den VvL, der ein 
Protokoll über die Änderungen des EAGV114 enthält, werden die ordentlichen und 
                                                
111  Vgl Abschnitt IV.B. 
112  Vgl FN 1. 
113  Vgl Abschnitt III.A. 
114  Protokoll Nr. 2 zur Änderung des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, ABl C 306 v 
27. Dezember 2007, 199. ErwG 2 sagt deutlich, dass eine Anpassung der EAGV-Regelungen an die neuen 
Bestimmungen des EUV und des AUEV angestrebt wird. 
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besonderen Gesetzgebungsverfahren des AEUV – vorbehaltlich spezieller Regelungen des 
EAGV – auch für die EAG anwendbar gemacht und die Rolle des Parlaments im Rahmen 
der EAG damit (zumindest theoretisch) verstärkt.115 Es bleibt fraglich warum der EAGV nicht 
vollständig in den VvL integriert wurde, sorgt doch die Aufteilung der energierechtlichen 
Normen auf zwei verschiedene Verträge immer wieder für Unmut und Kritik. Es bleibt die 
Vermutung, dass eine energiepolitische Einigung ohne diese formelle Trennung in einer EU, 
deren Mitgliedstaaten sehr unterschiedliche Verhältnisse zu Kernenergie pflegen, 
schwieriger geworden wäre. Schon in Laeken wurde eine Zusammenführung der Verträge 
angedacht, doch schon in der Ausarbeitung findet man den Hinweis darauf, dass aufgrund 
der Spezialität des EAGV eine Einbindung nicht „unbedingt erforderlich“ ist.116 
Auch nach dem Vertrag von Lissabon wird der EAGV weiterhin als selbständiger Vertrag und 
die EAG als selbständige Organisation mit eigener Rechtspersönlichkeit bestehen bleiben.117 
Er wird gleichrangig mit AEUV und EUV das Primärrecht der „reformierten“ EU darstellen. 
Farnleitner betrachtete den Energieartikel in seinen Änderungsvorschlägen als auch für 
Kernenergie anwendbar und vermisst dann konsequenterweise Bestimmungen, die das 
weitere Schicksal der EAG regeln.118 Das herrschende Schrifttum sieht jedoch im EAGV 
weiterhin eine lex specialis, sodass seinen Bestimmungen auch weiterhin Vorrang 
gegenüber den allgemeinen Regelungen des EUV und des AEUV zukommen wird. An dieser 
Auffassung ändert auch die ersatzlose Aufhebung das Artikel 305 EGV durch den VvL 
nichts.119 
Aufgrund der Selbständigkeit des EAGV wird der Austritt eines Mitgliedstaates aus der EAG 
bei gleichzeitig andauender Mitgliedschaft in der „Rest-EU“ immer wieder diskutiert. In der 
Lehre wird ein solcher Austritt grundsätzlich als möglich, jedoch als praktisch sehr schwer zu 
bewerkstelligen eingeschätzt.120 Geschaffen wurde diese Option durch das Protokoll Nr. 2 zur 
Änderung des EAGV121, das Artikel 106a EAGV einfügt. Dieser erklärt einige Bestimmungen 
des EUV und des AEUV auf den EAGV anwendbar, unter anderem auch Artikel 50122, der 
den Austritt aus der Union regelt. Selbst wenn ein Austritt aus der EAG tatsächlich von 
einem Mitgliedstaat gewollt sein sollte, so kann dieser jedoch nicht einseitig erfolgen, 
sondern muss auf einem Austrittsvertrag basieren, der mit qualifizierter Mehrheit des Rates 
und der Zustimmung des Europäischen Parlaments beschlossen wird. 
Auch nach dem Inkrafttreten des VvL werden die Redundanzen zwischen gemeinschaftlicher 
Rechtsetzung und atomgemeinschaftlicher Rechtsetzung bestehen bleiben, da der VvL 
insofern keine Änderungen vorsieht. Betrachtet man diese Entscheidung mit dem Wissen um 
                                                
115  Kritisch dazu Thomas, Der Vertrag von Lissabon (EUV) und die Rolle des Europäischen Parlaments im 
Rahmen der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM/EAGV), atw 2008, 12 (13). 
116  CONV 305/02, 3. In der 54. Erklärung der Bundesrepublik Deutschland, Irlands, der Republik Ungarn, der 
Republik Österreich und des Königreichs Schweden zum VvL unterstützen diese Staaten jedoch die Idee 
einer Regierungskonferenz zur Novellierung des EAGV. 
117  Trüe, EU-Kompetenzen, JZ 15/16/2004, 783. 
118  http://european-convention.eu.int/Docs/Treaty/pdf/845/Art%20III%20152%20Farnleitner%20DE.pdf. Für eine 
Integration des EAGV in den VVE auch Trüe (EU-Kompetenzen, 787). 
119  Trüe, EU-Kompetenzen, JZ 15/16/2004, 783; Auswärtiges Amt, Denkschrift zum Vertrag von Lissabon, 142; 
aA in Bezug auf den VVE Jasper, Verfassungsentwurf, 213; ohne diesbezügliche Meinung Schmalenbach, 
Art. 305 EGV Rn 6 in Calliess/Ruffert (Hg), EUV EGV³, 2459. 
120  Hummer, Zum weiteren Schicksal des Vertrags über eine Verfassung für Europa, JRP 2005, 257 (269); 
Oppermann, Eine Verfassung für die Europäische Union, DVBl 2003, 1165 (1168 FN 17) und 1234 (1244 FN 
112). 
121  Siehe FN 114. 
122  Im Protokoll wird auf Artikel 49a EUV Bezug genommen. Nach der Nummerierung der konsolidierten Fassung 
des Rates (Vgl FN 7), muss aber Artikel 50 gemeint sein. 
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die Austrittsmöglichkeit aus dem EAGV, scheint sich der Sinn solcher „doppelten 
Zuständigkeiten“ zu offenbaren. Hätte der EAGV keine eigenen Kompetenzen mehr und 
wäre vollkommen den Verfahrensvorschriften des EGV bzw AEUV unterstellt, könnten bei 
Austritt einiger Mitglieder diese Vorschriften nicht mehr angewendet werden. Als Alternative 
dazu könnte die Atomgemeinschaft als „verstärkte Zusammenarbeit“123 oder in Form der 
„Atomzone“ (in Anlehnung an die Eurozone) weitergeführt werden, wo nur jene EU-
Mitgliedstaaten stimmberechtigt sind, die an der in Frage stehenden Gruppe beteiligt sind. 
Abseits dieses Gedankenspiels ergibt sich jedoch keine einleuchtende Erklärung für die nicht 
erfolgte Integration der Atomgemeinschaft in den neu geschaffenen Vertrag. 
Jasper gibt zu bedenken, dass die sehr breit formulierten Ziele des Artikels 194 AEUV zu 
einer Ausweitung der EU-Kompetenzen im Bereich der Kernenergie führen könnten, wobei 
sie die Vorrangsfrage zwischen VVE und EAGV noch als nicht geklärt betrachtet. Sie sieht 
somit die Kompetenzfrage im Bereich Kernenergie als sehr stark von Artikel 194 AEUV und 
seinen zukünftig zu bestimmenden Grenzen abhängig.124 
 
                                                
123  Als mögliches Anzeichen, dafür, dass diese Alternative in Zukunft gewünscht sein könnte, dient Artikel 1 Ziffer 
21 des Vertrags von Lissabon. Er bestimmt, dass Titel IV über die Verstärkte Zusammenarbeit in den EAGV 
einzuarbeiten ist. 
124  Jasper, Verfassungsentwurf, 213. 
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V. Abschließende Bemerkungen zum neu geschaffenen 
Energieartikel 
Die Schaffung einer eigenen Kompetenz für den hochsensiblen Bereich Energie bringt in 
erster Linie Klarheit125 und ein Mehr an Transparenz, da nunmehr festgehalten wird, dass die 
Legislativbefugnisse für diese Materie als (zwischen den Mitgliedstaaten und der Union) 
geteilte Zuständigkeit ausgestaltet sind. 
Durch die Einführung eines Sachartikels für Energie wird die Kompetenz, die der EU 
diesbezüglich zusteht, erstmals explizit abgegrenzt und eine Grundlage für 
gemeinschaftliche energiespezifische Rechtsakte geschaffen. Die Tatsache, dass die EU im 
Bereich Energie „nur auf der Grundlage von Artikel 308 EGV tätig werden“126 kann, gehört 
somit nach Inkrafttreten des VvL der Vergangenheit an. Unklar ist jedoch wie weit ihre 
Kompetenz geht. Betrachtet man die Energiepolitik der Europäischen Union anhand ihrer 
drei großen Ziele – Wettbewerbsfähigkeit, Versorgungssicherheit und Nachhaltigkeit127 - 
scheint Absatz 1 des Energieartikels große Teile davon abzudecken.128 Jasper vermutet 
deshalb auch eine zunehmende Rechtsetzungstätigkeit der EU im Bereich Energie, die aber 
durch die Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitskontrolle im Zaum gehalten werden 
kann.129 
Über die Möglichkeit vermehrter Gesetzgebungstätigkeit der EU im Bereich der 
energierechtlichen Außenbeziehungen gibt der Energieartikel selbst keine Auskunft. Im 
Vergleich zu anderen Artikeln des AEUV, die in ihrer aktuellen Fassung als 
Rechtsetzungsgrundlage für gemeinschaftsinterne energierechtliche Sekundärrechtsnormen 
herangezogen worden waren130, zeigt sich, dass sich in einigen von ihnen definitive 
Aussagen zur Förderung der internationale Zusammenarbeit finden.131 Aus dem Fehlen einer 
expliziten Ermächtigung kann jedoch kein gemeinschaftliches Handlungsverbot abgeleitet 
werden, wie in Abschnitt III.B bereits gezeigt wurde. Somit könnten bspw exklusive 
gemeinschaftliche Außenkompetenzen in all jenen Energiebereichen entstehen, die von ihr 
gemeinschaftsweit harmonisiert wurde. Ein Großteil der energierechtlichen 
Außenbeziehungen betrifft jedoch internationalen Warenhandel132, Dienstleistungen und 
ausländische Direktinvestitionen, die alle von der GHP des Artikels 207 AEUV abgedeckt 
werden. Diese ist gemäß Artikel 2 lit e AEUV vollinhaltlich eine ausschließliche 
                                                
125  AA Trüe, EU-Kompetenzen, 786. 
126  CONV 47/02 v 15. Mai 2002, 8 FN 1. Dass diese Beurteilung schon zum jetzigen Zeitpunkt aufgrund der sehr 
weitreichenden und heterogenen Regelungsmaterie nicht der Realität entspricht, soll Abschnitt III.A zeigen. 
127  Vgl FN 15. 
128  AA Trüe ( EU-Kompetenzen, 787), die keine „keine kohärente Energiepolitik“ in diesem Energieartikel 
begründet sieht. 
129  Jasper, Verfassungsentwurf, 211. 
130  Es sind dies va Artikel 95 EGV (Binnenmarkt), Artikel 100 (Maßnahmen bei gravierenden Schwierigkeiten) 
Artikel 154 (Transeuropäische Netze) und Art 175 EGV (Umwelt). 
131  Vgl Arikel 171 Absatz 3 AEUV (TEN) „Die Union kann beschließen, mit dritten Ländern zur Förderung von 
Vorhaben von gemeinsamem Interesse sowie zur Sicherstellung der Interoperabilität der Netze 
zusammenzuarbeiten“ und Artikel 191 Absatz 4 AEUV (Umwelt) „Die Union und die Mitgliedstaaten arbeiten 
im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse mit dritten Ländern und den zuständigen internationalen 
Organisationen zusammen. Die Einzelheiten der Zusammenarbeit der Union können Gegenstand von 
Abkommen zwischen dieser und den betreffenden dritten Parteien sein. Unterabsatz 1 berührt nicht die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, in internationalen Gremien zu verhandeln und internationale Abkommen zu 
schließen“. 
132  Auch wenn Hahn, Art. 133 EGV Rn 21 in Calliess/Ruffert (Hg), EUV EGV³, 1492 gestützt auf Rs C-2/90 nur 
körperliche Sachen zur Ware erklärt, so fällt doch auch Elektrizität gemäß dem Almelo-Urteil unter den 
Warenbegriff des Artikel 133 EGV (vgl dazu FN 34). 
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Unionskompetenz. Der VvL stellt dies erstmals explizit primärrechtlich klar und erweitert den 
Aktionsradius der GHP um den Handel mit Dienstleistungen und den Schutz ausländischer 
Direktinvestitionen, die derzeit nicht (vollkommen) der Zuständigkeit der Gemeinschaft 
unterliegen. Jedenfalls werden für Abkommen und Rechtsakte im Bereich der 
energierechtlichen Außenbeziehungen auch in Zukunft andere Rechtsgrundlagen als der 
Energieartikel herangezogen werden müssen.133 Ob die Einführung des Energieartikels 
insgesamt zu einer Vermehrung der Rechtsakte im Bereich der energierechtlichen 
Außenbeziehungen führen wird, kann nur die Zukunft zeigen. 
In einer Entschließung des deutschen Bundesrates aus 2002 spricht dieser sich (damals 
noch im Rahmen des Verfassungskonvents) explizit für die Beibehaltung des Umfangs der 
EU-Kompetenzen in mehreren Bereichen, unter anderem Energie aus.134 Vehemente 
Ablehnung gegen die Schaffung eines Energieartikels findet sich auch im 
Änderungsvorschlag zu Artikel III-152 VVE von Teufel, Altmaier und Würmeling, die eine 
ungewollte inhaltliche Änderung der Verträge befürchten.135 Kann man aus diesem Hinweis 
darauf schließen, dass die Einführung des Energieartikels136 lediglich eine Positivierung des 
Status quo darstellen soll und keine weiterreichenden Kompetenzen für die Europäische 
Union schafft?137 Oder ist es geboten sich an den Aktionsplan des Rates138, der im Zuge des 
Frühjahrsgipfels 2007 ausgearbeitet wurde, zu orientieren? Hier wird von einer integrierten 
Energiepolitik gesprochen, welche die Verwirklichung der drei europäischen Energie-Ziele 
anstrebt. Diesbezüglich sieht der Rat erhöhten Handlungsbedarf und erteilt sich selbst und 
der Kommission mehrere Arbeitsaufträge. Inwieweit das Inkrafttreten des VvL auf die 
Umsetzung dieser Auswirkungen haben wird, und ob dadurch tatsächlich der Umfang der 
Energiekompetenz erweitert wird, kann erst nach Inkrafttreten beurteilt werden. 
Vor allem ist die „Verleihung“ einer eigenen Energiekompetenz eine politische Aussage. 
Damit wird klar gezeigt, dass die EU auf diesem Gebiet handeln möchte und die 
Mitgliedstaaten ihre Kompetenz in diesem Bereich abgeben. Die Wichtigkeit des 
Energiesektors auf europäischer Ebene mit all seinen Facetten wird damit erstmalig zur 
Kenntnis gebracht und genommen. 
                                                
133  Inglis, Anticipating new union competences in energy, MJ 2008, 125 (129). 
134  Entschließung (586/02) des Bundesrates zu den Themen des Konvents zur Zukunft der Europäischen Union v 
12. Juli 2002, 18. 
135  http://european-convention.eu.int/Docs/Treaty/pdf/845/Art%20III%20152%20Teufel%20DE.pdf. Mit ähnlich 
ablehnender Haltung auch Hain und Fischer (siehe FN 87). 
136  Es ist notwendig an dieser Stelle erneut darauf hinzuweisen, dass sich die Energieartikel des VVE und des 
VvL textlich nur marginal von einander unterscheiden. 
137  Zustimmend Rodi Artikel III-256 Rn 1 in Vedder/Heintschel von Heinegg (Hg), Europäischer 
Verfassungsvertrag, Baden-Baden 2007 und Görlitz, Europäischer Verfassungsvertrag und künftige EU-
Kompetenzen, DÖV 2004, 374 (381). 
138  Rat der Europäischen Union, Europäischer Rat (Brüssel) 8./9. März 2007 Schlussfolgerungen des Vorsitzes 
(7224/1/07 REV 1), Anlage 1, 16ff. 
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